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y Deferred Compensation bei Geschäftsführervergütung
Musterformulierung einer vom BMF anerkannten Altersvorsorge

von RA Dr. Martin Pröpper*

Sinn und Ziel einer Deferred Compensation ist es, an-
sonsten hoch zu versteuernde Einkommensbestandteile
der laufenden Besteuerung zu entziehen und sie erst
nach der Pensionierung an den Betreffenden auszuzah-
len, um die dann günstigere Besteuerung auszunutzen.
Deferred Compensation bezeichnet daher eine auf-
geschobene Vergütung mit dem Ziel nachgelagerter steu-
erlicher Erfassung. Man spricht deshalb auch von einer
Deferred Taxation, weil diese Art der Altersvorsorge aus
künftigen und daher unversteuerten Vergütungsansprü-
chen gespeist wird. Die Finanzverwaltung anerkennt die
Deferred Compensation, sofern bestimmte Vorgaben ein-
gehalten werden, wie sie im aktuellen BMF-Schreiben
vom 17.11.2004 festgehalten sind (vgl. BMF v.
17.11.2004 – IV C4 - S 2222 - 177/04, BGBl. I 2004,
1427 = BStBl. I 2004, 554), auf das im Weiteren Bezug
genommen wird.

Vorteile bietet eine Deferred Compensation nicht nur un-
ter steuerlichen Gesichtspunkten, sondern auch durch die
Schutzvorschriften des Betriebsrentenrechtes (BetrAVG).
Zwar ist das BetrAVG nicht unmittelbar auf Geschäfts-
führer anwendbar, da diese bekanntlich keine Arbeitneh-

mer im arbeitsrechtlichen Verständnis sind. Allerdings
gelten gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG die maßgeb-
lichen Vorschriften des Betriebsrentenrechtes entspre-
chend für Personen, die nicht Arbeitnehmer sind, wenn
ihnen Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinter-
bliebenenversorgung aus Anlass der Tätigkeit für ein Un-
ternehmen zugesagt worden sind. Hieraus folgt, dass
GmbH-Geschäftsführer (und auch AG-Vorstände) zum
geschützten Personenkreis des Betriebsrentenrechts zäh-
len (vgl. Weber/Hoß/Burmester, Handbuch der Manager-
verträge, 1. Aufl., Teil 9, Rz. 8 f.), solange sie nicht ein
Unternehmen leiten, das sie aufgrund ihrer vermögens-
mäßigen Beteiligung und ihres Einflusses als ihr eigenes
betrachten können (s. zur Abgrenzung BFH v. 28.1.1991
– II ZR 29/90, GmbHR 1991, 456 [457]). Daher sind die
Anwartschaften aus der Deferred Compensation wegen
ihres Charakters als Betriebsrente über den Pensions-
sicherungsverein (PSV) im Insolvenzfall abgesichert.

Beraterhinweis: Wichtig bei allen Regelungen zur Ent-
geltumwandlung ist, dass auf Seiten der Gesellschaft
grds. die Gesellschafterversammlung das vertretungs-
berechtigte Organ ist, also die Mitglieder der Gesell-
schafterversammlung oder deren Bevollmächtigter den
geänderten Geschäftsführeranstellungsvertrag zu unter-
zeichnen haben.

* Der Autor ist Mitarbeiter in der Kanzlei Ulrich Weber & Part-
ner GbR, Köln.

GmbH-StB 3/2005 87Beiträge für die Beratungspraxis

GmbH-Musterformulierungen



Musterformulierung für eine Deferred Compensation
mit dem Geschäftsführer:

Die Entgeltumwandlung kann durch Herabsetzung der
laufenden Tätigkeitsvergütung erfolgen (s. Muster); dies
ist aber nicht zwingend. Umgewandelt werden können
auch andere Entgeltbestandteile. Denkbar ist die Entgelt-
umwandlung beispielsweise auch im Hinblick auf Ein-
mal- und Sonderzahlungen, also etwa im Hinblick auf
Tantiemeansprüche. Dabei anerkennt die Finanzverwal-
tung (im o. g. BMF-Schreiben unter Tz. 163) aus Verein-
fachungsgründen auch dann die Deferred Compensation,
wenn die Gehaltsänderungsvereinbarung bereits erdiente,
aber noch nicht fällige Vergütungsbestandteile umfasst.
Dies gilt auch, wenn eine Einmal- oder Sonderzahlung
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr betrifft.

1. Der Geschäftführer und die Gesellschaft verein-
baren, die Vergütung von gegenwärtig monatlich
12 000 . brutto um 1 000 . brutto auf 11 000 .

brutto zukünftig zu reduzieren und in eine wert-
gleiche Altersversorgung in Form einer Direkt-
zusage umzuwandeln. Diese ¾nderung gilt als
Zusage der Gesellschaft zur Entgeltumwandlung
i. S. d. BetrAVG i. d. F. v. 15.8.2003.

Für die zeitliche Geltung der Entgeltumwandlung ist es
(um die steuerliche Anerkennung zu erreichen) nicht
zwingend erforderlich, dass – wie in der Musterformulie-
rung – die Entgeltumwandlung unbefristet erfolgt. Es ist
also ebenso denkbar, dass die Deferred Compensation
nur befristet für einen bestimmten Zeitraum abgeschlos-
sen wird. Auch kann steuerunschädlich vereinbart wer-
den, dass der Geschäftsführer oder die Gesellschaft das
einseitige Optionsrecht erhalten, Vergütungsbestandteile
einseitig in eine Entgeltumwandlung umzuwidmen (s.
hierzu Tz. 164 im o. g. BMF-Schreiben).

2. Die Regelung beginnt mit zukünftiger Wirkung
ab dem 1.4.2005. Die Regelung gilt unbefristet
und verlängert sich jeweils zeitlich mit einer Ver-
längerung des zugrunde liegenden Anstellungs-
verhältnisses als Geschäftsführer.

Eine Regelung zum „Schattengehalt“ sollte – wie in
der Musterformulierung vorgeschlagen – getroffen wer-
den, um zukünftigen Streit zu vermeiden. Dies beein-
trächtigt nach den Vorgaben der Finanzverwaltung (im
o. g. BMF-Schreiben unter Tz. 164) auch nicht den Cha-
rakter der Entgeltumwandlung. Denn bei einer Herabset-
zung der laufender Tätigkeitsvergütung zugunsten einer
betrieblichen Altersversorgung hindert es die Annahme
einer Entgeltumwandlung nicht, wenn der bisherige un-
gekürzte Arbeitslohn weiterhin Bemessungsgrundlage
für künftige Erhöhungen des Arbeitslohns oder andere
Arbeitgeberleistungen (wie z. B. Weihnachtsgeld, Tantie-
me, Jubiläumszuwendungen, betriebliche Altersversor-
gung) bleibt.

3. Etwaige getroffene Vereinbarungen zur zukünfti-
gen Anpassung der laufenden Vergütung des Ge-
schäftsführers bleiben hiervon unberührt. Als Be-
messungsgrundlage für alle vereinbarten oder zu
vereinbarenden Anpassungen aller Vergütungs-
ansprüche des Organvertreters gilt daher die unge-
minderte Vergütung nebst Tantieme des Ge-
schäftsführers als „Schattengehalt“ weiter.

Als Zahlungsweise kann eine einmalige oder lebens-
lange Rentenzahlung vereinbart werden, die versiche-
rungsmathematisch der Entgeltumwandlung wertgleich
entspricht (wie in der Musterformulierung). Jedoch er-
kennt die Finanzverwaltung (im o. g. BMF-Schreiben un-
ter Tz. 164) die Entgeltumwandlung auch an, wenn die
Wertgleichheit der späteren Altersversorgungsansprüche
außerhalb versicherungsmathematischer Grundsätze be-
rechnet wird. Entscheidend ist allein, dass die Versor-
gungsleistung zur Absicherung mindestens eines biome-
trischen Risikos (Alter, Tod, Invalidität) zugesagt und
erst bei Eintritt des biologischen Ereignisses fällig wird.

4. Die Altersversorgung wird dem Geschäftführer
mit Eintritt in die gesetzliche Altersrente, frühes-
tens mit Vollendung des 60. Lebensjahres aus-
bezahlt. Sollte der Geschäftsführer zuvor verster-
ben, so erfolgt die Auszahlung an seinen Ehegat-
ten oder, gibt es keinen Ehegatten, an Nach-
kömmlinge. Als Zahlungsweise wird eine lebens-
lange Rentenzahlung vereinbart, die versiche-
rungsmathematisch der Entgeltumwandlung wert-
gleich entspricht. Auf Wunsch des Geschäftsfüh-
rers kann als Zahlungsweise auch eine versiche-
rungsmathematisch wertgleiche Einmalzahlung
verlangt werden.

Insolvenzschutz wird gewährt, weil (bzw. wenn) die De-
ferred Compensation als Entgeltumwandlung im Sinne

5. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmun-
gen des BetrAVG und des EStG. Sollten sich die
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des BetrAVG anzuerkennen ist. Da der Organvertreter
üblicherweise zeitlich befristet für die Gesellschaft tätig
ist, besteht auch nicht das Risiko, bei einem Wechsel die
Anwartschaft zu verlieren. Denn die Unverfallbarkeit der
Versorgungsanwartschaft aus der Entgeltumwandlung
tritt zugleich mit der Zusage, also mit der Vereinbarung
zwischen Geschäftsführer und Gesellschaft ein (§ 1b
Abs. 5 BetrAVG). Rechtsfolge ist, dass die durch Um-
wandlung von Vergütung erworbenen Anwartschaften
auf betriebliche Altersversorgung damit sofort unverfall-
bar und insolvenzgeschützt sind – unter Beachtung be-
stimmter Höchstgrenzen (§ 7 Abs. 3 BetrAVG).

gesetzlichen Regelungen, insbesondere die ge-
setzlichen Anforderungen nach dem BetrAVG
und/oder dem EStG zwingend ändern, werden die
Parteien eine Anpassung dieser Vereinbarung vor-
nehmen, die deren wirtschaftlichem Sinn am
nächsten kommt und den geänderten gesetzlichen
Vorgaben genügt.
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